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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesrat hat in seiner 110. Sitzung am 19. Juni 1953 be- 
schlossen, den in der Anlage mit Begründung beigefügten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
der Freien Hansestadt Bremen über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen 
Bundestag einzubringen. 

Anbei übersende ich die Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 3 des 
Grundgesetzes mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Die Bundesregierung hat gegen den Gesetzentwurf keine Bedenken. 


Dr. Adenauer 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Bundesrat 


Bonn, den 19. Juni 1953 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes der Freien Hansestadt Bremen über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

§ 8 des Gesetzes der Freien Hansestadt Bre- 
men über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren 
und Steuerberater vom 26. Februar 1948 (Ge- 
setzblatt der Freien Hansestadt Bremen 1948 
S. 29) erhält folgenden Satz 2: 


„Als Helfer in Steuersachen gelten auch die 
Personen, die bei der Erfüllung der auf 
Grund von Steuergesetzen bestehenden 
Buchführungspflichten Hilfe leisten.“ 

§2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


§ 8 des von der Freien Hansestadt Bremen 
erlassenen Gesetzes über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
26. Februar 1948 (Brem. GBl. S. 29) be- 
stimmt: 

„.Für die Erlaubnis der Tätigkeit als Helfer 
in Steuersachen sowie die Regelung ihrer 
Dienstaufsicht verbleibt es bei den Bestim- 
mungen des § 107 a der Reichsabgaben- 
ordnung.“ 

Nach § 107 a Abs. 1 Satz 1 RAO bedürfen Per- 
sonen, die geschäftsmäßig Hilfe in Steuersa- 
chen leisten, insbesondere geschäftsmäßig Rat 
in Steuersachen erteilen, dazu der vorherigen 
allgemeinen Erlaubnis des Finanzamtes. Die 
Verordnung zur Durchführung des § 107 a 
der Reichsabgabenordnung vom 11. Januar 
1936 (RGBl. IS. 11) bestimmt in ihrem § 1: 

„Der Begriff , Hilfeleistung in Steuersachen < 
(§ 107 a der Reichsabgabenordnung) um- 
faßt auch die Hilfeleistung in Steuerstraf- 
sachen und die Hilfeleistung bei Erfüllung 
der Buchführungspflichten, die auf Grund 
von Steuergesetzen (z. B. auf Grund der 
§§ 160 und 161 der Reichsabgabenordnung 
oder auf Grund der Verordnung über die 
Führung eines Wareneingangsbuchs) be- 
stehen.“ 

In der Freien Hansestadt Bremen ist § 1 der 
Durchführungsverordnung zu § 107 a RAO 


durch landesrechtliche Bestimmung (§ 6 k der 
Zweiten DVO zumÜbergangsgesetz zur Rege- 
lung der Gewerbefreiheit vom 14. Febr. 1949 
— Brem. GBl. S. 32) aufgehoben worden. Die 
Tätigkeit der selbständigen Buchhalter unter- 
liegt daher in Bremen nicht mehr dem Er- 
laubniszwang. Dieser Zustand ist unbefriedi- 
gend. Die selbständigen Buchhalter leisten 
vielfach über den Rahmen der eigentlichen 
buchhalterischen Tätigkeit hinaus auch Hilfe 
in Steuersachen, ohne daß ihnen dies im ein- 
zelnen nachgewiesen werden kann. Sie bera- 
ten die Steuerpflichtigen oft fehlerhaft und 
unsachgemäß, was zu Schwierigkeiten zwi- 
schen Steuerpflichtigen und Finanzämtern 
führt und die Arbeit der Finanzämter erheb- 
lich erschwert. 

Um diesem unbefriedigenden Zustand abzu- 
helfen und zugleich die Rechtseinheit hin- 
sichtlich des Erlaubniszwanges für die Tätig- 
keit der selbständigen Buchhalter wiederher- 
zustellen, sieht der Entwurf eine entsprechen- 
de Ergänzung des § 8 des Gesetzes der Freien 
Hansestadt Bremen über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
26. Februar 1948 vor. 

Diese Ergänzung kann nur durch Bundesge- 
setz erfolgen, da § 8 des Gesetzes der Freien 
Hansestadt Bremen vom 26. Februar 1948 
gern. Art. 125 Nr. 1 GG in Verbindung mit 
Art. 74 Nr. 1 GG Bundesrecht geworden ist. 



